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Klaus Seitz

„Nicken Sie nicht
- tun Sie was!44

Stationen der entwicklungspolitischen Bildungsarbeit
• •

in Österreich
Nicht nur dem reizvollen Flair der Hauptstadt Wien und der Faszination der Alpenlandschaft ist es zu verdan­

ken, daß die deutsche entwicklungspädagogische Szene gelegentlich staunend und neidvoll auf das Nachbarland 
Österreich blickt. Auch die entwicklungspolitische Bildungslandschaft Österreichs weist eine Reihe von Errungen­
schaften auf, die man in der entwicklungspolitischen Arbeit hierzulande oftmals vermißt. So ist es in (österreich 
gelungen, die Akteure der Entwicklungsarbeit weitgehend unter einem gemeinsamen Dach zu vereinen, während 
dieses Arbeitsfeld in Deutschland nach wie vor von unzusammenhängender Vielfalt, Zersplitterung und Konkur­
renz geprägt ist. Und während hier Mißtrauen das Verhältnis zwischen Nichtregierungsorganisationen und Staat 
trübt, haben sich dort enge kooperative Arheitszusammenhänge zwischen den verschiedensten gesellschaftlichen 
Kräften etabliert, die erwarten lassen, daß die entwicklungspolitische Sensibilisierung auf breiter Ebene in Bil­
dungswesen und Öffentlichkeit hineinzuwirken vermag. Dieser Beitrag zeichnet den zeitgeschichtlichen Werde­
gang der entwicklungspolitischen Bildung in Österreich nach und nimmt dabei auch die Besonderheiten wie Pro­
bleme der politischen Kultur, wie sie in der entwicklungspolitischen Inlandsarbeit ihre spezifische Ausprägung 
Findet, in den Blick. Die Darstellung beschränkt sich auf die Zeit bis 1992. Die jüngste Entwicklung in den vergan­
genen beiden Jahren ergänzt der Beitrag von Veronika Prasch.

Rahmenbedingungen der staatlichen 
Entwicklungspolitik

Im Unterschied zu vielen anderen europäischen Natio­
nen ist Österreich in seiner Geschichte nie als Kolonial­
macht in Übersee aktiv geworden. Dies spielt für Konzepti­
on und Selbstverständnis der österreichischen Entwicklungs­
politik eine wesentliche Rolle: „So war die österreichische 
Entwicklungshilfe nicht mit historischer Hypothek belastet. 
Im Gegensatz zu den meisten helfenden Ländern hat es 
Österreich deshalb nicht nötig. ‘Almosen' als Ausdruck 
schlechten Gewissens zu spenden. Ganz im Gegenteil - man 
trachtete frühzeitig danach, nicht als milder Spender', son­
dern als Partner aufzutreten“ (Süegnitz 1975). Ein weiterer 
wesentlicher Bestimmungsfaktor für die Beurteilung der Au­
ßen- und Entwicklungspolitik Österreichs ist die Neutrali­
tät, zu der sich die Republik Österreich im Zusammenhang 
mit der Anerkennung der staatlichen Souveränität im Jahn: 
1955 verpflichtet hat. Im selben Jahr wurde Österreich Mit­
glied der Vereinten Nationen und bot sich frühzeitig, gera­
de als neutraler Staat, als Silz zahlreicher internationaler 
Organisationen und Konferenzen an So scheint Österreich 
besonders günstige Voraussetzungen für einen konstrukti­
ven Nord-Süd-Dialog mitzubringen.

Entsprechend dem Prinzip der Entwicklungspartner- 
schaft" nahmen Exportförderungskredite, die in erster Li­
nie der Förderung von österreichischen Ausfuhren in wirt­
schaftlich besser gestellte Staaten der Dritten Welt dienen, 
bis Ende der achtziger Jahre den größten Teil der öffentli­
chen Entwicklungshilfegelder in Anspruch. Bei der Beur­

teilung der staatlichen Entwicklungshilfe Österreichs durch 
das DAC (Development Assistance Conunitee) wurden be­
reits 1976 wesentliche quantitative wie qualitative Defizite 
angemahnt, so „1. das Unvermögen, bisher eine wesentli­
che und ständige Erhöhung des Volumens der öffentlichen 
Hilfe zu erreichen. 2. die verhältnismäßig harten Bedingun­
gen der Finanzhilfe, 3. das geringe Ausmaß der bilateralen 
öffentlichen Hilfe“ (aus einem Bericht des Bundeskanzlers 
vom 30.9.76 zit. nach Gabler 1977, S. 191). In den achtziger 
Jahren hat sich an der im Vergleich zu den anderen DAC- 
Ländern qualitativen wie quantitativen Unzulänglichkeit der 
österreichischen Entwicklungshilfe wenig geändert. 1989 
lag Österreich im internationalen Vergleich der ODA-Lei­
stungen mit öffentlichen Entwicklungshilfeleistungen in 
Höhe von 0,23% des BNP an 15. Stelle der 18 OECD-Geber- 
länder und damit deutlich unter dem DAC-Durchschnitt von 
0,33%, wenngleich die österreichische Bundesregierung, wie 
auch die anderen DAC-Länder, bereits 1970 anläßlich der 
Verabschiedung der UN-Resolution zur Zweiten 
Entwicklungsdekade, das Ziel, öffentliche Hilfe in Höhe von 
0,7% des BNP zu leisten, anerkannt hatte. Der Österreichi­
sche Informationsdienst für Entwicklungspolitik kritisierte 
unter Bezugnahme auf die DAC-Kriterien: „Österreich ver­
gibt die meisten ‘harten Kredite’, vernachlässigt am mei­
sten die ärmsten Länder, verwendet den geringsten Teil sei­
ner Steuereinnahmen für Entwicklungshilfe und verpflich­
tet als einziges Land, Kredite fast zur Gänze für den Kauf 
österreichischer Waren zu verwenden“ (ÖIE 1988, S. 27). 
Nicht zuletzt aufgrund massiver OECD-Kritik wurden die
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Entwicklungshilfeleistungen Österreichs zu Beginn der 
neunziger Jahre jedoch deutlich erhöht und umfaßten mit 
6.3 Mrd ÖS im Jahr 1991 einen Anteil von 0.34% des BSP 
(vgl. Bellers 1992, S. 21). Zugleich sank der Anteil der 
Exportförderungskredite. Wenngleich die Entwicklungshilfe 
Österreichs nach wie vor (auch) als ein Instrument der Ex­
portförderung gegenüber Handelspartnern in der Dritten Welt 
verstanden wird, ist zu berücksichtigen, daß die Handelsbe­
ziehungen Österreichs mit Entwicklungsländern in den letz­
ten beiden Jahrzehnten - entsprechend dem Trend in den 
meisten westlichen Industriestaaten - deutlich an quantita- 
üver Bedeutung verloren haben. 1987 wurden nur noch 7,4% 
des österreichischen Außenhandels mit Entwicklungsländern 
abgewickelt.

Institutionen der Entwicklungszusammenarbeit
Es gab und gibt in Österreich weder eine staatliche Durch- 

führungsorganisation für Projekte der Entwicklungszusam­
menarbeit, noch eine staatliche Entsendeorganisation für 
Entwicklungshelfer. Zur Durchführung staatlicher Projekte 
werden private Träger der Entwicklungshilfe beauftragt Bei 
den wichtigsten privaten Trägem handelt cs sich um Ein­
richtungen der Katholischen Kirche. Deren Eigenmittel 
werden zum überwiegenden Teil durch landesweite Spcn- 
denaktionen aufgebracht. Die größten .Spendenbeiträge für 
die katholische Entwicklungszusammenarbeit stammen da­
bei von der Caritas, der Katholischen Männerbewegung 
(Aktion „Bruder in Not“), der Katholischen Frauenbewe­
gung (Aktion „Fiunilienfastentag") und vor allem der Ka­
tholischen Jungschar („Dreikönigsaktion/Stemsingen“). Die 
ältesten Entsende- und Projektorganisation sind der 1968 
gegründete (katholische) österreichische Entwicklungshel­
fer-Dienst (ÖED) (seil Anfang der 80er Jahre umbenannt in 
„Österreichischer Entwicklungsdienst"). das Institut für In­
ternationale Zusammenarbeit (HZ) (gegründet 1963) sowie 
- bis 1978 - der österreichische Jugendrat für Entwicklungs­
hilfe (ÖJR) (siehe unten).

Entwicklungspolitsche Öffentlichkeitsarbeit
Eine umfassende Bestandsaufnahme und Analyse der 

entwicklungspolitischen Öffentlichkeitsarbeit in der ersten 
Hälfte der siebziger Jahre wurde im Rahmen einer Studie 
des Instituts für Bildungs- und Entwicklungsforschung IBE 
1975 von Jäggle und Sibitz vorgelegt (Jäggle/Sibitz 1975). 
Jäggle und Sibitz untersuchten die Öffentlichkeitsarbeit von 
37 entwicklungspolitisch engagierten Organisationen, die 
Öffentlichkeitsarbeit als einen ihrer Tätigkeitsbereiche aus­
gewiesen haben und von sechs Aktionsgruppen. Unter Öf­
fentlichkeitsarbeit verstehen die Autoren dabei, zwar „pu­
blizistisch unsauber“, aber dem Gebrauch des Begriffs in 
der Praxis der Entwicklungshilfeorganisationen und Akti­
onsgruppen entsprechend „jegliche Aktivität im Bereich 
Werbung. Information und Bewußtseinsbildung sowohl in 
der Öffentlichkeit als auch für die Öffentlichkeit" (Jäggle/ 
Sibitz 1975, S. 5). „lnformationstätigkeit" bedeutet in die­
sem Zusammenhang die Vermittlung von Wissen und Ver­
ständnis, während unter ,.Bewußtseinsbildung“ das Bemü­
hen um die Initiierung eines Lernprozesses verstanden wird, 
der vor allem auf die Einstellungsänderung der Rezipienten 

und deren Motivierung zum Engagement zielt (ebd. S. 21). 
Auf der Grundlage dieser sicherlich nicht besonders trenn­
scharfen Begrifflichkeit läßt sich die von den untersuchten 
Organisationen betriebene Öffentlichkeitsarbeit folgender­
maßen klassifizieren: die Öffentlichkeitsarbeit erfüllt „bei 
29 Organisationen unmittelbar die Funktion der Werbung, 
... bei 30 Organisationen die der Information (...). 10 Orga­
nisationen weisen der Öffentlichkeitsarbeit die Funktion der 
Bewußtseinsbildung zu“, (ebd. S. 13), wobei unter den letz­
teren allein drei Aktionsgruppen zu finden sind.

In quantitativer Hinsicht belegt die Studie den geringen 
Stellenwert, den die Öffentlichkeitsarbeit im gesamten Tä­
tigkeitsbereich der untersuchten Organisation einnimmt. 
Insgesamt sind nur sehr wenige Personen speziell für diese 
Aufgabe zuständig, nur ein knappes Drittel der Organisa­
tionen verfügt über Personal, das sich ganz oder überwie­
gend mit Öffentlichkeitsarbeit befaßt. Darüberhinaus ste­
hen öffentliche Mittel für die Öffentlichkeitsarbeit kaum zur 
Verfügung. Der Anteil der Ausgaben für die Öffentlichkeits­
arbeit liegt bei den Spendenorganisation zwischen 2 und 5 
% des gesamten Spendenaufkommens. Immerhin ist die 
Gesamtauflage der von den Entwicklungshilfeorganisationen 
herausgegebenen Zeitschriften recht hoch, sie liegt bei den 
kirchlichen bei ca. 500 000, bei den nicht-kirchlichen bei 
ca. 55 000.

In qualitativer Hinsicht wird für die Öffentlichkeitsarbeit 
in der ersten Hälfte der siebziger Jahre diagnostiziert

- Die Öffentlichkeitsarbeit Dritte Welt dient in Österreich 
vorwiegend der Beschaffung von Personal und Geld. Mehr 
als ein Drittel der Organisationen konzentrieren und be­
schränken ihr Öffentlichkeitsengagement auf Spenden­
appelle. „Der größte Teil der Ausgaben im Bereich Öffent­
lichkeitsarbeit erfolgt mit dem Ziel, Spenden für Aktionen 
oder Projekte zu erhalten" (ebd. S. 34).

- Wenn Informationen vermittelt werden, dann „in erster 
Linie über Entwicklungshilfeprojekte, nur am Rande über 
Entwicklungsländer, kaum über Entwicklungspolitik" (ebd. 
S. 32)

- „Die Öffentlichkeitsarbeit Dritte Welt wird in Österreich 
von kirchlichen oder kirchennahen Organisationen domi­
niert. während die Tätigkeit politischer Organisationen dem­
gegenüber kaum relevant ist“ (ebd S. 30); die kirchlichen 
Organisationen verstehen sich weitgehend „unpolitisch". 
Angesichts der kirchlichen Verankerung der Organisationen 
findet sich der wesentliche Zielbereich der Öffentlichkeits­
arbeit auch im kirchlichen Bereich selbst. „Massenmedien, 
Wirtschaft, Arbeitnehmer, Militär und Politik sind von der 
Betreuung her vernachlässigt“ (31).

Entwicklungspolitik im Wissenschaftssystem
Unter den Instituten, die sich bereits in den frühen siebzi­

ger Jahren um eine entwicklungspolitische Öffentlichkeits­
und Bildungsarbeitjenseits bloßer Spendenwerbung bemüht 
haben, sind das Wiener Institut für Entwicklungsfragen und 
das Afro-Asiatisclie Institut besonders hervorzuheben. Das 
Wiener Institut für Entwicklungsfragen wurde nach der 
Konferenz für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Part­
nerschaft, die im Juli 1962 in Salzburg und Wien stattfand, 
als unabhängiges internationales Institut gegründet. Wesent- 
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liche Aufgabe des Wiener Instituts für Entwicklungsfragen 
ist und war es, „Verständnis für die Probleme der Entwick­
lung und der Entwicklungsländer in Österreich und den üb­
rigen Industriestaaten zu wecken und damit eine Vorausset­
zung zu schaffen, diese Probleme einer Lösung näherzu­
bringen" (Wiener Institut für Entwicklungsfragen 1974). Das 
Wiener Institut hatte, auf Anregung des bundesdeutschen 
BMZ, die internationalen Expertentagung zum Thema 
„Schule und Dritte Welt“ 1970 anläßlich des internationa­
len Erziehungsjahres ausgerichtet. Es veröffentlichte zahl­
reiche, weitgehend wisscnschaftsorientierte Informations­
materialien, ab 1974 eine eigene Quartals-Zeitschrift 
„Entwicklungspolitik“, aber auch zwischen 1970- 1974 eine

Sonderreihe „Materialien für den Unterricht über Entwick- 
ungsländer", die erste dieser Art in Österreich, die aller­

dings ausschließlich aus der Wiedergabe wissenschaftlicher 
Fachbeiträge und Dokumente bestand und jede didaktische 
Aufbereitung vermissen ließ.

An den Hochschulen selbst war es vor allem die Österrei­
chische Hochschülerschaft (ÖH), die sich um die stärkere 
Berücksichtigung von Entwicklungsländerfragen im 
Lehrangebot bemühte.

Entwicklungsländerbezogene Fragen fanden im regulä­
ren Lehrangebot an den Österreichischen Hochschulen in 
den siebziger Jahren nur spärliche Berücksichtigung.

Zieht man eine Bilanz für den Themenbereich „Entwick- 
lungspoliltk und Universität" für die siebziger Jahre, so sind 
die Aktivitäten der ÖH um die entwicklungspolitische Qua­
lifizierung des Lehrangebotes unter Einbeziehung außer­
universitärer Institutionen und Experten besonders hervor­
zuheben. Wenngleich sich die Rektorenkonferenz diese 
Anliegen zum großen Teil umgehend zu eigen gemacht hal­
te und auch gegen Ende der siebziger Jahre erneut ihre Ab­
sicht zur Intensivierung entwicklungspolitischer Fragen in 
Forschung und Lehre bekräftigte (vgl. Komarek 1979) ist 

über Einzelaktivitäten hinaus eine kontinuierliche und in­
stitutionelle Verankerung von Entwicklungsländerfragen im 
Lehrangebot und Forschungszusammenhang der Universi­
täten in der Weise, wie dies in den Empfehlungen von Ö1J 
und Rektorenkonferenz beabsichtigt war, nicht gelungen. 
Dritte Welt in der Schule der siebziger Jahre

In den in den siebziger Jahren gültigen Lehrplänen für 
die Schulen in Österreich finden Entwicklungsländerfragen 
explizit kaum Erwähnung. So läßt sich laut einer durchaus 
wohlwollenden Analyse von Prokop aus dem Jahr 1971 für 
Volksschule und Hauptschule ,jn den Schulstufen eins bis 
sieben kaum das Problem ‘Dritte Welt’ themenmäßig nach­
weisen" (Prokop 1971, S. 12). Die spärlichen expliziten 

Nennungen der Entwicklungs­
problematik, die in den für diesen 
Zeitraum vorliegenden knappen Ana­
lysen zur Lehrplansituation (neben 
Prokop u.a. Gotz 1980, Leyrer 1980, 
Klug 1977) belegt werden können, 
sind auf die Fächer Geographie und 
Geschichte der Allgemeinbildenden 
Höheren Schule und dabei weitge­
hend der oberen Klassen, beschränkt. 
Doch wenn im Lehrplan für die Drit­
te Klasse AUS (gleich siebte 
Schulstufe) in Geographie z.B. ange­
merkt wird „Bei Behandlung der Ent­
wicklungsländer Hinweis auf die 
wichtigsten fördernden und hemmen­
den Faktoren der wirtschaftlichen 
Entwicklung (etwa natürliche Gege­
benheiten. Haltung der Bevölkerung, 
Arbeitsleistung, Ausbildungsstand, 
An und Größe der Investitionen, Not­
wendigkeit der verkehrsmäßigen Er­
schließung und der Energiegewin­
nung)!“ (ziL nach Leyrer 1980. S. 6).

so verweist dies auf die höchst problematische Einführung 
der Entwicklungsproblematik - wenn sic denn überhaupt 
erscheint - auf endogene Faktoren und den „berüchtigten 
Teufelskreis der Annut“ (vgl. Leyrer ebd.) im Lehrplantext.

Alle genannten Studien zur Lehrplansituation betonen allerdings 
ausdrücklich die in den Lehrplänen implizit angelegten Anknüpfungs­
möglichkeiten für den entwicklungsbezogenen Unterricht. Gerade in 
den allgemeinen didaktischen Grundsätzen und Richtlinien für den 
Unterricht finden sich zahlreiche Formulierungen, die die Einbezie­
hung der Entwicklungsproblcmatik in den Unterricht nahelegen, ohne 
sie allerdings explizit zu benennen. So heißt cs auch in Paragraph 2 
des Schulorganisaüonsgesetzes. daß alle Schüler österreichischer Schu­
len dazu befähigt werden sollten, ,.am Wirtschafts- und Kulturleben 
Österreichs. Europas und der Welt Anteil zu nehmen und in Freiheils­
und Friedensliebe an den gemeinsamen Aufgaben der Menschheit mit­
zuwirken" (zit. nach Gotz 1980. S. 4). Politische Bildung ist in Öster­
reichischen Schulen kein obligatorisches Unterrichtsfach, nur ein Frei­
fach in der Oberstufe der AUS. Im April 1978 allerdings wurde durch 
den Erlaß "Politische Bildung in den Schulen", der einen fast dreißig 
Jahre gültigen Erlaß zur staatsbürgerlichen Erziehung ablöste, die Po­
litische Bildung zum Unterrichtsprinzip erklärt, das alle Fächer und 
deren Gegenstände übergreifen soll. Als wesentliches Anliegen der 
politischen Bildung wird „die Erziehung zu einem demokratisch fun­
dierten Östcrreichbewußtscin. zu einem gesamteuropäischen Denken 
und zu einer Weltoffcnheit. die vorn Verständnis für die existentiellen 
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Probleme der Menschheit getragen ist" bestimmt. Konkretisiert wird 
das in unserem Zusammenhang relevante Ziel der Weltoffenheit unter 
Punkt II, 5 des Erlasses: Politische Bildung soll die Fähigkeit und 
Bereitschaft fördern, für unantastbare Grundwerte, wie Freiheit und 
Menschenwürde, einzulredcn. Vorurteile abzubauen und sich für die 
Belange Benachteiligter einzusetzen; sie soll die Einsicht vermitteln, 
daß das Herbeiführen einer gerechten Friedensordnung für das Über­
leben der Menschheit notwendig ist; sie soll ein klares Bewußtsein 
schaffen, daß die Erreichung dieses Zieles weltweit den Einsatz aller 
Kräfte erfordert und als persönliche Verpflichtung eines jeden Men­
schen aufgefaßt werden muß”. Leyrer schlußfolgert aus diesem Erlaß 
in Bezug auf die Dritte Welt-Thematik: „Ein Umgehen des Problem- 
leides Unterentwicklung und Abhängigkeit ist dem Lehrer also nichl 
gestattet" (Leyrer 1980, S. 6|. eine These, die in dieser Form durch den 
Lehrplantext gewiß nicht abgedeckt ist. Letztlich liegt die Interpretati­
on der allgemeinen didaktischen Grundsätze und Unterrichtsprinzipien 
im Ermessen der Lehrenden.

Um die Lehrkräfte dazu zu motivieren und zu qualifizie­
ren, die in den Lehrplänen angelegten und durch zahlreiche 
Grundsätze abgedeckten Spielräume zu nutzen, die einer 
Thematisierung entwicklungspolitischer Fragen gegeben 
sind, haben sich auch in den siebziger Jahren einige außer­
schulische Institutionen tun entsprechende Angebote in der 
Lehrerfortbildung bemüht. So boten das Institut für Bildungs­
und Entwicklungsforschung IBE, das österreichische 
Lateinamerikainstitut, das Wiener Institut für Entwick­
lungsfragen und die österreichische Unesco-Kommission 
einzelne Lehrerfortbildungsveranstaltungen zur Dritte-Welt- 
Thematik an. In der Öffentlichkeitsarbeit des österreichi­
schen Jugendrats für Entwicklungshilfe ÖJR wurde dem 
Arbeitsbereich Schule ab 1977 besondere Aufmerksamkeit 
zuteil.

Der Österreichische Jugendrat für Entwicklungshilfe
Der österreichische Jugendrat für Entwicklungshilfe war 

in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre der wohl profilier­
teste Träger entwicklungspolitischer Bildungs- und Öffent­
lichkeitsarbeit in Österreich, insofern er sich auf ein breites 
Spektrum von Trägerorganisationen stützen konnte, die Öf­
fentlichkeitsarbeit zu seinem hauptsächlichen Tätigkeitsbe­
reich erklärte und konzeptionell fundierte, weiterhin spezi­
ell hierfür öffentliche Mittel zu mobilisieren vermochte. Mit 
seinen breit angelegten Kampagnen stieß er landesweit auf 
öffentliche Resonanz.

Der ÖJR wurde 1965 mit Unterstützung der Österreichi­
schen Bundesregierung von den großen österreichischen Ju­
gendorganisationen gegründet: Arbeitsgemeinschaft Katho­
lische Jugend Österreich, Evangelisches Jugendwerk in 
Österreich, Katholische Jungschar Österreich, österreichi­
sche Gewerkschaftsjugend, Junge Generation in der ÖVP, 
Österreichische Jungarbeiterbewegung, Österreichische 
Kolpingsfamilie, Sozialistische Jugend Österreich, Soziali­
stische Kinderbewegung. Er hatte sich zunächst schwer­
punktmäßig um die Entsendung von Entwicklungshelfern 
bemüht und seine Öffentlichkeitsarbeit weitgehend auf die 
Personalwerbung beschränkt. Zwischen 1965 und 1976 
wurden 193 Fachleute in 28 Länder entsandt. Erste landes­
weite Informationskampagnen wurden 1971 durchgeführt, 
unter dem Motto „Countdown Dritte Well“ und „Nicken 
Sie nicht tun Sie was", letztere unter Einschaltung einer 
Werbeagentur (Young and Rubicam). Diese Kampagnen 

waren primär auf die Plausibilisierung und Motivierung von 
Entwicklungshilfe-Engagement bezogen. Doch diese Einzel­
kampagnen blieben zunächst isoliert, wenngleich sie bereits 
eine erstaunliche Breitenwirkung aufweisen konnten. So 
beteiligten sich an „Countdown Dritte Welt“ rund 400 Akti­
visten, die Aktionen in 100 Gemeinden durchführten. Hö­
hepunkt der Kampagne war ein Symposion mit Vorträgen 
in 11 Städten (vgl. Jäggle/Sibitz 1978, S. 81). Nach Ein­
schätzung von Jäggle kam der ÖJR als Entwicklungshilfe­
organisation 1973 öffentlich in die Krise und war darum 
bemüht sein in Österreich etwas angeschlagenes Image auf- 
zubessem und auch innerösterreichisch jenseits der Entwick­
lungshilfe-Legitimation eine neue Rechtfertigung zu gewin­
nen. 1974 wurde Jäggle, ausgebildeter (Religions)-Lehrer 
und zu diesem Zeitpunkt noch entwicklungspolilischer ÖH- 
Referent, angefragt, ein Konzept für die Bildungs- und Öf­
fentlichkeitsarbeit des ÖJR zu erarbeiten. So ist der Beginn 
einer systematischen Öffentlichkeitsarbeit auf das Jahr 1974 
zu datieren. Die Mittel für die Entwicklungshilfewerbung 
und die Organisations-PR wurden weitgehend für die 
entwicklungspolitische Öffentlichkeitsarbeit umgewidmet, 
die Budgets für Entwicklungshelferwerbung und Öffentlich­
keitsarbeit wurden voneinander getrennt Als erste Kampa­
gne. die nun nicht mehr Projekte der Entwicklungshilfe in 
den Mittelpunkt stellte, wurde noch im selben Jahr die Ak­
tion „800 Millionen suchen Arbeit“ zum Problem der welt­
weiten Arbeitslosigkeit durchgeführt. Im Mittelpunkt stand 
dabei eine in ganz Österreich durchgeführte Plakataktion 
(mit einer Gesamtauflage von 54 000 Exemplaren) im Ok­
tober 74, die ergänzt wurde durch Informationsbroschüren, 
Zeitungsinserate, Flugblätter, Straßenaktionen ("music 
action“) und Vortragsveranstaltungen zum Thema Massen­
arbeitslosigkeit. Ein internes Papier des ÖJR vermeldet als 
einen Erfolg der Kampagne u.a. eine Steigerung der Zahl 
der Interessenten, die beim ÖJR um Informationen nach­
fragten, um 680%. Neben den begrenzten finanziellen Mit­
teln, die es nicht erlaubten, alle sich im Zuge der Kampa­
gne bietenden Möglichkeiten auszuschöpfen (z.B. Bereit­
stellung kostenloser Plakatierungsflächen, Anfrage nach 
Referenten), beklagt das Papier aber auch die mangelhaften 
infrastrukturellen Voraussetzungen für eine intensivere Öf­
fentlichkeitsarbeit. wie z.B. das Fehlen ausgebildeter Jour­
nalisten. einer entwicklungspolitischen Öffentlichkeit, qua­
lifizierter Kommunikationskanäle und eines ausgebildeten 
Mitarbeiterstabes auf Bundesländerebene (vgl. ÖJR 1974).

Die nächste Aktion im Oktober 1975 thematisierte Welt- 
wirtschaftsfragen unter dem Motto „Gerechtigkeit für die 
Dritte Well - Rohstoffstory“.

Maßnahmenkatalog und Forderungen an die Öffentlich­
keitsarbeit, die Jäggle/Sibitz im 1978 vorgelegten zweiten 
Teil Ihrer Studie „Öffentlichkeitsarbeit Dritte Well" erar­
beiten. umreissen die Konzeption, die für den ÖJR in der 
zweiten Hälfte der siebziger Jahre leitend war. Einige we­
sentliche Thesen seien daher daraus zitiert;

- ." Unterentwicklung und Überentwicklung sind als zwei Seiten ei­
ner Fehlentwicklung zu sehen."

- „Aufgabe der Öffentlichkeitsarbeit ist cs, Entwicklungsverant­
wortung in der österreichischen Bevölkerung zu verankern".

- .Ziel der Öffentlichkeitsarbeit Dritte Welt ist
- eine Änderung der öffentlichen Meinung zum Problembereich
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Dritte Welt und damit zur Entwicklungshilfe
- die Motivierung vieler zu persönlichem Engagement".
- „Der Problembereich Dritte Welt muß in der Lebenssituation der 

Adressaten der Öffentlichkeitsarbeit verankert werden”.
- Die Öffentlichkeitsarbeit muß konkrete Handlungsalternativen 

anbieten".
■ „Öffentlichkeitsarbeit muß zielgruppenorientiert und adressaten­

gerecht erfolgen".
- „Öffentlichkeitsarbeit ist nicht primär kapitalintensiv, sondern per­

sonalintensiv zu betreiben" (a.a.O.S. 2f).
Ende 1978 löste sich der ÖJR selbst auf. Die Jugendorga­

nisationen waren nicht mehr länger bereit, den Jugendrat, 
in erster Linie dessen Entwicklungshelfer-Programme, zu

Freda Meißner-Blau (ehemalige Obfrau)

In einer Zeit, die immer konfuser und un­
übersichtlicher wird, ist cs dringender denn 

je notwendig, daß sich engagierte Experten 
aus dem Bereich der Entwicklungspolitik zu 
Wort melden.

Der österreichische Informationsdienst ftir 
Entwicklungspolitik hat 15 Jahre lang bewie­

sen, daß er auf der Seite der Schwachen und Benachteiligten steht. 
In diesem Sinne: ad multos annos...

Marijana Grandits (Abgeordnete der Grünen, 
ehemals ÖIE Burgenland)

Der ÖIE ist sehr um breite Bewußtseinsbil­
dung für entwicklungspolitische Themen 
bemüht und leistet diesbezüglich großartige 

Arbeit. In der Vergangenheit hat er so man­
che Konflikte (vor allem mit seinen Geldge­

bern) ausgetragen, war manchmal brav, manchmal mutig und 
hat dabei viele engagierte Leute um sich versammelt. Jedenfalls 
hat er die Diskussion aufrechterhalten und die entwicklungspoli­
tische Szene belebt. Das SÜDWIND-Magazin ist sicherlich eine 
Bereicherung der Medienlandschaft, ja das einzige Medium, wel­
ches in Permanenz über die Thematik informiert. Es hat dabei 
eine positive Wandlung vom quasi hektographierten Blättchen 
zum professionellen Magazin durchgemacht. Ohne SÜDWIND­
Magazin wäre die Berichterstattung über entwicklungspolitische 
Themen in den Medien ganz „fürchterlich“.

 tragen. Mit dem Austritt der drei sozialistischen Jugendor- 
ganisationen wurde un Grunde nur eine absehbare Entschei­

dung des zuständigen Staatssekretariats, die entsprechende 
Finanzierung einzustellen, vorweggenommen. Der Auflö­
sung des Jugendrates war noch eine scharfe Kritik des ÖJR 
an der österreichischen Entwicklungspolitik (die u.a. als In­
strument der Exportförderung kritisiert wurde), vorausge­
gangen.. Bei einem Teil der Aktivisten in den Verbänden, 
aber auch seitens des Bundeskanzleramtes bestand jedoch 
großes Interesse daran, die vom ÖJR betriebene Öffentlich­
keitsarbeit fortzuführen, die auch bei allen Fraktionen An­
erkennung gefunden halte. Noch vor der formellen Auflö­
sung des ÖJR wurden daher die Statuten eines neu zu grün­
denden Österreichischen Informationsdienstes für 
Entwicklungspolitik (ÖIE) beim Innenministerium einge­

reicht und schon im Januar 1979 konnte in Wien, nachdem 
die öffentliche Förderung bereits signalisiert worden war, 
der Verein ÖIE von Einzelpersonen, die in der Regel in nicht­
staatlichen Entwicklungsorganisationen oder in politischen 
Parteien aktiv waren, sowie von Institutionen, gegründet 
werden.

Der Österreichische Informationsdienst für 
Entwicklungspolitik (ÖIE) und die Bildungs- und 
Öffentlichkeitsarbeit der achtziger Jahre

Der österreichische Informationsdienst für Entwicklungs­
politik wurde schon unmittelbar nach seiner Einrichtung 
1979 zum Dreh- und Angelpunkt der entwicklungs- 
politischen Bildungsarbeit in Österreich. Profil, Struktur und 
Wirkungsbreite sind in dieser Form im deutschsprachigen 
Raum einmalig: als der zentralen bundesweiten, staatlich 
finanzierten Einrichtung, deren Aufgaben ausschließlich in 
der entwicklungspolitischen Inlandsarbeit liegen und sowie 
als Mitgliederverein, dem es im Verlaufe der letzten Jahre 
gelang, nahezu das gesamte Spektrum der entwicklungs­
politisch engagierten Organisationen Österreichs unter sei­
nem Dach zu vereinen, kommt dem ÖIE für Österreich eine 
Monopolstellung in diesem Aufgabenfeld zu. Eine Darstel­
lung der Entwicklungen in der entwicklungsbezogenen Bil­
dung in den achtziger Jahren muß daher weitgehend in ei­
ner Darstellung der Arbeit des ÖIE aufgehen.

Der ÖIE versteht sich als eine gesamtösterreichische Ser­
vice- und Koordinationsstelle für entwicklungspolitische 
Informations- und Bildungsarbeit. Mit der Gründung des 
österreichische Informationsdienst für Entwicklungspolitik 
1979 sollte die vom ÖJR betriebene entwicklungspolitische 
Öffentlichkeitsarbeit fortgeführt und ausgebaut werden. 
Trotz zahlreicher Kontinuitäten, was z.B. auch die hier wie 
da engagierten Schlüsselpersonen anbelangt, präsentierte 
sich der ÖIE in einem gegenüber dem ÖJR neuartigen orga­
nisatorischen Selbstverständnis und mit einer exklusiv auf 
die Informations- und Öffentlichkeitsarbeit hin konzentrier­
ten eigenen Konzeption. In seinem entwicklungspolitischen 
Grundsatzpapier erteilte er der Engführung von Entwick­
lungspolitik auf Entwicklungshilfe eine klare Absage und 
betont die Notwendigkeit der „Entwicklungspolitik im ei­
genen Land“: „Ein kritisches Bewußtsein von den wirtschaft­
lichen. sozialen und kulturellen Zusammenhängen zwischen 
den Industrieländern und der Dritten Welt durch eine 
entwicklungspolitisch informierte Öffentlichkeit ist die 
Voraussetzung für eine geänderte Politik Österreichs im Sin­
ne internationaler Solidarität“

Der ÖIE besteht als ein überparteilicher und konfessio­
nell nicht gebundener Verein mit physischen und juristischen 
Mitgliedern (vgl. Pädagogische Mitteilungen 1984, S. 34). 
Die Mitgliederzahl umfaßt 1992 über 2000 Einzelpersonen 
und Organisationen. Als Mitgliedsorganisationen können im 
ÖIE engagierte Einzelpersonen gleichberechtigt neben den 
Organisationsvertretern agieren. Unter dem Dach des ÖIE 
sind mittlerweile nahezu alle Organisationen. Initiativen, 
Bildungseinrichtungen und Solidaritätskomitees vereinigt, 
die in Österreich in der entwicklungspolitischen Bildungs­
und Öffentlichkeitsarbeit aktiv sind. Das Spektrum der rund 
120 tragenden Mitgliedsorganisationen (Stand 1989) reicht 
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von dem katholischen Institut für Internationale Zusammen­
arbeit UZ über zahlreiche Selbstbesteuerungsgruppen, Hilfs- 
und Solidaritätskomitees bis hin zu Forschungsinstituten und 
Bildungshäusern. Auch zahlreiche Organisationen, die sich 
eher am Rande mit entwicklungspolitischen Fragen beschäf­
tigen, wie z.B. die Jugendorganisationen der ÖVP und der 
SPÖ oder die Österreichische Bergbauernvereinigung, zäh­
len zu den tragenden Mitgliedern des ÖIE. Das Spektrum 
der katholischen Entwicklungshilfeorganisationen ist im ÖIE 
allerdings nicht voll repräsentiert.

Die Einrichtung einer „Spezialorganisation für entwick­
lungspolitische Informationsarbeit" war Ende der siebziger 
Jahre vom Bundeskanzleramt ausdrücklich erwünscht. So 
formulierte ein im BKA tätiger Beamter: „Das Fehlen einer 
staatlichen Entwicklungshilfeagentur, wie sie andere Indu­
striestaaten besitzen, in Österreich, machte die Schaffung 
eines nichtstaatlichen Vereins, in dem die relevanten Grup­
pierungen mit entwicklungspolitischen Engagement in 
Österreich repräsentiert sein sollen, erforderlich" (Per- 
nerstorfer 1982, S. 7). Dementsprechend finanzierten Bun­
deskanzleramt bzw. Außenamt bis 1988 den größten Teil 
des ÖlE-Budgets (in den ersten Jahren rund 2/3); die Unter­
stützung durch das BKA bzw. BMAA wuchs kontinuierlich 
von 1980 4,5 Mio ÖS bis 1987 12.45 Mio ÖS. Jedoch wur­
de Ende 1987 seitens der Regierung eine „Neuorientierung 
der Entwicklungspolitik“ eingeleitet, die u.a. eine Anbin­
dung der österreichischen Entwicklungshilfe an die Projekt­
kriterien der Weltbank und eine noch stärkere Ausrichtung 
an den wirtschaftlichen Interessen Österreichs beinhaltete 
und mit der Rückverlagerung der EZA-Sektion in das Au­
ßenamt einherging. Die Mittel für die entwicklungspolitische 
Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit wurden drastisch ge­
kürzt, eine Entscheidung, die Außenminister Mock u.a. da­
mit zu legitimieren suchte, daß der Aufwand für die Öffent­
lichkeitsarbeit ,in einer angemessenen Relation zum Volu­
men der bilateralen Entwicklungshilfe“ stehen müsse (vgl. 
ÖIE 1989). Zu den firundanliegen dieser „entwicklungs- 
politschen Wende“ zähle es. die Effektivität der Entwick­
lungshilfe zu erhöhen, weshalb die Ausgaben für die Inlands­
arbeit gesenkt werden müßten; in Entwicklungszusammen- 
arbeit wie Bildungsarbeit sollten die Kriterien der Sparsam­
keit. Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit zur Anwen­
dung kommen (vgl. Berger 1990, S. 38). Weiterhin wurde 
von der Bildungsarbeit laut dem 1989 vorgelegten Drei­
jahresprogramm nunmehr erwartet, sich in erster Linie der 
Information über Projekte der österreichischen Entwick­
lungshilfe, über „erfolgreiche Projekte im Feld und deren 
praktische Wirksamkeit" (ebd), zu widmen, wohingegen im 
Dreijahresprogramm 1987 noch die „Schaffung des 
lnformationszuganges zur Dritten Welt“ und die „Verbrei­
tung der Stimme der Dritten Welt" als zentrale Inhalte ge­
nannt worden waren (nach Berger 1990).

Für das Jahr 1989 erhielt der ÖIE nur noch 7,95 Mio ÖS, 
zudem wurde von Global- auf Projektfinanzierung umge­
stellt. Bildungsprogramme mußten von nun an darüberhin- 
aus über das Bundesministerium für Unterricht und Kunst 
beantragt werden. Ein Teil der Personalkosten kann nur noch 
indirekt über Pilotprojekte abgedeckt werden. Durch die 
Kürzung, Splittung und Projektgebundenheil der Mittel be­

dingt sind seitdem die Aktivitäten in der Bildungsarbeit 
gegenüber der allgemeinen Öffentlichkeitsarbeit eher zu­
rückgegangen. 1990 betrug der BKA-Zuschuß erstmals 
weniger als 50% des ÖIE-Budgets. Die Unterstützung durch 
das BKA lag 1991 bei rund 11 Mio ÖS (48.5% des Gesamt­
budgets).

Der ÖIE ist Ende der achtziger Jahre die einzige Organi­
sation. die seitens des BKA Mittel ausdrücklich für die 
entwicklungspolitische Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit 
erhält. Die „Verteilungskämpfe“ (Martin Jäggle) finden da­
mit innerhalb des ÖIE statt. Der ÖIE hat Mitgliedervereine 
in allen Bundesländern, die wiederum ÖIE-Büros oder Re­
gional- und Kontaktzentren auf Länderebene unterhalten. 
Die Regionalvereine sind jeweils um eigene zusätzliche Fi­
nanzmittel bemüht und erhalten Unterstützung aus Landes­
mitteln und anderen landesspezifischen Quellen.

Der ÖIE hat von Anfang an mehrere zielgruppenorientierte 
Arbeitsbereiche ausdifferenziert, die auch von hierfür spe­
zialisierten Mitarbeitern betreut werden: Schule, Jugendar­
beit, Hochschule (dieser Arbeitsbereich wurde allerdings ab 
Mitte der achtziger Jahre nicht weiter fortgeführt), 
Entwicklungspolitische Aktionen/Kampagnen. Massenme­
dien (seit 1991 ergänzt durch eine Stelle für Lobbying) und 
cntwicklungspoliüscbe Materialien/Publikationen, ergänzt 
durch die Herausgabe des Periodikums „Entwicklungs­
politische Nachrichten" EPN (seit 1991 unter dem Titel 
„Südwind“). Die EPN/Südwind ist - wenn man absicht von 
einer Reihe von etwa einem Dutzend Organisation- oder 
regionalbezogenen Rundbriefen und Informationsbulletins 
und einigen wenigen. z.T. in den achtziger Jahren wieder 
eingestellten wissenschaftsorientierten Fachzeitschriften 
(z.B. Internationale Entwicklung, Neue Entwicklungspolitik. 
Zeitschrift für Lateinamerika) - das einzige bedeutende öster­
reichische Dritte-Welt-Magazin. Die Zahl der Abonnenten 
konnte von rund 600 (1980) auf 4600 (1989) gesteigert wer­
den. Im folgenden kann nur die Entwicklung in zwei 
Schlüsselbereichen der ÖlE-Arbeit. den Kampagnen und 
dem Arbeitsbereich Schule näher beleuchtet werden:

Die Kampagnen
Die Kampagnen und Aktionsschwerpunkte des ÖIE, die 

sich an eine allgemeine Öffentlichkeit richten, hatten stets 
eine Leitfunktion für die gesamte ÖIE-Bildungs- und Öf­
fentlichkeitsarbeit. Die zentralen Aktionsthemen des ÖIE 
waren:

1979: Jule statt Plastik (in Fortführung der vom ÖJR be­
treuten Kampagne)

seit 1980 : Hunger ist kein Schicksal - Hunger wird ge­
macht

seit 1982 : Entwicklung statt Rüstung
seit 1986: solidarisch handeln
1990: Stimmen für den Regenwald
seit 1991: Welt-Um-Welt
lm Anschluß an die noch vom ÖJR übernommene Kam­

pagne "Jute statt Plastik“ war zunächst vorgesehen, eine 
ähnliche produktorientierte Kampagne unter direkter Ein­
beziehung der Dritte-Welt-Läden durchzuführen (vgl. hier­
zu EPN 6/82, S. 15f.). Dieses Konzept wurde jedoch ange­
sichts des für diese Präsentationsform weniger geeigneten 
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Themas „Überernährung/Hunger“, das sich herauskristalli- 
sierte, wieder verworfen. Die Kampagne „Hunger ist kein 
Schicksal - Hunger wird gemacht" wurde schließlich zu ei­
ner „Aufklärungskampagne“, die sich primär auf die Pro­
duktion von Printmedien wie lnformationshefte. Material­
mappen, Plakate, Faltprospekte, Unterrichtsbehelfe etc. und 
die Durchführung von Informationsveranstaltungen konzen­
trierte. Als ein „Schlüsselmedium“ erwies sich dabei der 
Film „Septemberweizen“ von Peter Krieg. Die Kampagne 
hatte in erster Linie zur Absicht, falschen Vorstellungen über 
die Ursachen des Hungers entgegenzutreten. Im Rahmen 
der Kampagne wurde u.a. zum Thema „WHO-Kodex für 
die Werbung von Babynahrung" auch für konkrete politi­
sche Forderungen zu mobilisieren versucht. Angesichts zahl­
reicher Berichte über die Aktion in den Massenmedien und 
dem Verkauf von 2000 Materialmappen für die Gruppenar­
beit diagnostizieren die Veranstalter dieser Aktion einen 
„hohen Multiplikaüonsgrad“ (EPN 6/82, S. 16). Daruber- 
hinaus war es mit dieser Kampagne gelungen, kirchliche 
und nichtkirchliche Gruppen zu vereinen und die bisherige 
Konfrontationsstellung der katholischen Gruppen dem ÖIE 
gegenüber zu überwinden. Als wesentliche Zielgruppe der 
Kampagne erwiesen sich letzdich die Lehrerinnen und Leh­
rer.

Während die Kampagne "Hunger ist kein Schicksal“ kei­
ne innenpolitisch besonders relevanten oder umstrittenen 
Aspekte aufgriff, thematisierte und kritisierte die Kampa­
gne „Entwicklung statt Rüstung“ ausdrücklich die Rü­
stungsexportpolitik Österreichs. Über die Inhalte dieser 
Kampagne wurde daher auch in Österreich intensiv gestrit­
ten. Insbesondere wegen der massiven Kritik am verstaat­
lichten Unternehmen Steyr wurden dem ÖIE Kürzungen 
angedroht, zumal die Sektion für Entwicklungszusammen­
arbeit und die Sektion für die verstaatlichten Industrien im 
BKA zusammengefaßt waren. Auch diese Kampagne wur­
de vorwiegend durch die Bereitstellung vielfältiger Medi­
en, darunter eine Ausstellung und ein multimedialer „Bau­
kasten“ für die Gruppenarbeit getragen, sowie durch die 
Durchführung zahlreicher Veranstaltungen, Seminare und 
Straßenaktionen. Die Rüstungskampagne ermöglichte ein 
Zusammengehen mit der Friedensbewegung, die in jener 
Zeil auch in Österreich eine breite Basis hatte. Gegen den 
NATO-Doppelbeschluß waren auch in Österreich rund 70 
000 Menschen auf die Straße gegangen. Nach der Wahlnie­
derlage der SPÖ und dem Rücktritt Kreiskys 1983 verlor 
allerdings auch die Friedensbewegung schlagartig an Be­
deutung. Sie wurde ab 84 weitgehend von der KPÖ domi­
niert Die Koalition mit der Friedensbewegung ging ab Milte 
der achtziger Jahre in die Brüche. Parteipolitische Konflik­
te und Richtungskämpfe prägten im Zuge der Veränderung 
des innenpolitischen Klimas auch den ÖIE in diesen Jah­
ren.

Mit der Kampagne „solidarisch handeln“ war der ÖIE 
vor allem um die Suche nach neuen Verbündeten bemüht. 
Zudem wurde von der Herangehensweise ein neuer Ansatz 
gewählt indem nun nicht mehr, wie bei den vorgehenden 
Kampagnen, Informationen zu bestimmten Problemberei- 
chen im Mittelpunkt stehen sollten, sondern die Präsentati­
on von konkreten Handlungsperspektiven bei uns wie in der 

Dritten Welt, von Initiativen, internationalen Netzwerken, 
Solidaritätsgruppen, Modellen des alternativen und gerech­
ten Handels und vielen anderen praktizierten Beispielen aus 
Alltag und Solidaritätsarbeit vgl. ÖIE 1989). Deutlich sollte 
dabei auch werden, daß „Menschen in Ländern der Dritten 
Welt handelnde Personen sind“ (Pilz/Winge 1985, S. 8), 
gleichzeitig sollten Anregungen für einen solidarischen 
Konsum- und Lebensstil, der sich an den Kriterien „Ge­
sundheit - Umwelt - Gerechtigkeit“ orientiert, gegeben wer­
den. Das Spektrum der angesprochenen Themen war dabei 
bewußt breit angelegt, um „wegzuführen von speziell 
entwicklungspolitischem Handeln hin zu politischem Han­
deln mit globaler Sicht“ (ebd., S. 9). Insgesamt hat diese 
Aktion allerdings bei den angesprochenen Gruppen nur eine 
sehr mäßige Resonanz gefunden, was sich auch an der ho­
hen Zahl der nicht absetzbaren Arbeitsmalerialien ablesen 
läßt. Der ÖIE hatte damit offensichtlich Umfang und Breite 
der österreichischen Dritte-Welt-Bewegung überschätzt.

Angesichts der negativen Erfahrung mit einer Kampagne, 
die vor allem den kleinen Kreis der bereits Informierten und 
Motivierten weiter zu mobilisieren versucht hatte, orien­
tierte sich der ÖIE nun wieder um auf ein allgemeines Pu­
blikum. Zwischen 1987 und 1989 trat der ÖIE mit einer 
großangelegten Inseratenkampagne an die Öffentlichkeit. 
Großformatige Anzeigen mit plakativ dargebotenen Infor­
mationen zu verschiedenen Aspekten des Nord-Süd-Gegen­
satzes aus den Bereichen Ernährung, Alltagsökologie und 
Entwicklungspolitik wurden in Millionenauflage in überre­
gionalen Zeitungen und Zeitschriften geschaltet. Die An­
zeigen standen unter dem Slogan „Die Dritte Welt ist auch 
die unsere“ und enthielten explizite Appelle, sich zu dem 
dargestellten Problemkreis zu engagieren und beim ÖIE um 
weitere Informationen nachzufragen. In diesen Zeitraum fiel 
auch die Mittelkürzung durch die Regierung, die den ÖIE 
dazu zwang, in der Öffentlichkeit für Unterstützung zur Si­
cherstellung seines Fortbestehens zu werben. 1988 betei­
ligte sich der ÖIE federführend an der Nord-Süd-Kampa­
gne des Europarates, in deren Verlauf über 200 Veranstal­
tungen in Österreich durchgeführt wurden.

Mit der 1990 begonnenen Kampagne „Stimmen für den 
Regenwald“, die in erster Linie um die Unterstützung für 
ein konkretes Lobbying-Anliegen, den Importstop für tro­
pische Hölzer warb, wurde diese Form der breiten Inserat­
werbung unter Einschaltung einer Werbeagentur fortgesetzt 
(es wurden 60 000 Unterschriften gesammelt). Wie bei al­
len Kampagnen wurden auch hier zahlreiche begleitende 
Veranstaltungen und Tagungen für die verschiedensten Ziel­
gruppen. erstmals auch mit einer spezifischen Kinderaktion, 
zur Regenwald- und globalen Umweltproblematik durch­
geführt. Der Themenbereich „Umwelt und Entwicklung“ 
wurde schließlich 1991, nun vor allem im Hinblick auf die 
UNCED 1992 zur „Welt-Um-Welt-Kampagne" inhaltlich 
wie konzeptionell ausgeweitet und umfaßte wiederum auch 
eine Kinderaktion (u.a. Kinderkonferenzen mit Politikern). 
Das anfänglich sehr spannungsreiche Verhältnis zu den 
Umweltverbänden. das sich in dem Moment auftal als der 
ÖIE die ökologischen Fragen in den Mittelpunkt stellte, 
konnte mit der Erarbeitung eines gemeinsamen Regenwald­
memorandums und der gemeinsamen Vorbereitung auf die
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UNCED zwischenzeitlich kooperativ gestaltet werden.

Arbeitsbereich Schule/Lehrerbildung
Neben den allgemeinen Kampagnen war der Arbeitsbe­

reich Schule von Anfang an das wichtigste und profilierte­
ste Standbein der ÖIE-Arbeit. Er umfaßt seinerseits vielfäl­
tige Aufgaben und Serviceleistungen, u.a.

- die Erarbeitung und den Vertrieb von Unterrichts­
materialien. u.a. in der Reihe „Dritte Welt im Unterricht"

- den Verleih und Verkauf von Unterrichtsmedien und 
damit verbunden die Erstellung von annotierten Bibliogra­
phien für die in Österreich verfügbaren Unterrichtsmedien 
(Medienservice Dritte Welt")

- die Vermittlung von Referenten und die Durchführung 
von Dritte-Welt-Tagen, Projektwochen u.ä. an Schulen

- die Beratung von Lehrerinnen und Lehrern bei Vorbe­
reitung und Durchführung von Dritte-Welt-Themen im Un­
terricht

- die Durchführung von Lehrerfortbildungsseminaren in 
Zusammenarbeit mit den Pädagogischen Instituten und an­
deren Veranstaltern (seit 1981)

- bildungspolitische Lobbyarbeit.
Von 1979 bis 1990 wurden innerhalb der Reihe „Dritte 

Welt im Unterricht" insgesamt 13 Hefte mit Unterrichts­
materialien und Unterrichtsvorschlägen in Zusammenarbeit 
mit praktizierenden Lehrerinnen und Lehrern produziert. Ein 
Teil der Materialien konnte dank der Unterstützung durch 
das BMUK interessierten Lehrern kostenlos zur Verfügung 
gestellt werden. Die Reihe wird seit 1990 ergänzt durch eine 
Reihe „ÖlE-Bildungsservice - Daten-Fakten-Materialien“. 
deren Ausgaben mit Unterstützung durch das BKA z.T. in 
einer Auflage von über 7000 Exemplaren kostenlos verteilt 
werden können. Die Hauptzielgruppe der erarbeiteten 
Unterrichtsmaterialien liegt bei 10 - 14 jährigen Schülern. 
Eine klare didaktische Konzeption lag dieser Unterrichts- 
materilienreihe nicht zugrunde, die ersten Einheiten - zu­
nächst vorwiegend für den Fremdsprachenunterricht - wur­
den eher recht spontan erstellt.

Die Resonanz auf das vom ÖIE vorgelegte Medien- und 
Beratungsangeboi ist außerordentlich hoch und konnte auch 
hn Laufe der Zeit kontinuierlich gesteigert werden. Wur­
den für Medienverleih/verkauf 1980 noch 700 Rechnun­
gen ausgestellt, so waren es 1982 bereits 3000 Rechnun­
gen. 1990 führte der Arbeitsbereich Schule mehr als 3000 
Einzelberatungen von Lehrerinnen und Lehrern durch. Auch 
der vom ÖIE erstellte "Medienservice“ wurde in breiter 
Aullage gestreut, sie betrug bei der letzten Ausgabe 10 000 
Exemplare. Entwicklungspolitisch interessierte Lehrkräfte 
werden vom ÖIE regelmäßig mit Informationen und Hin- 
weisen auf neue Materialien beliefert - die entsprechende 
Lehrerkartei umfaßte 1982 bereits 4000 Adressen (vgl. ÖIE 
1982, S. 12). Eine besondere Breitenwirkung im schulischen 
Bereich ergab sich vor allem auch daraus, daß der ()IF. mehr­
fach dazu eingeladen war. z.T. in Zusammenarbeit mit an­
deren entwicklungspolitischen Organisationen, umfangrei­
che themenspezifische Sonderausgaben von amtlichen 
schulpolitischen Mitteilung»- bzw. Verordnungsblättern fe­
derführend zu gestalten, die neben ausführlichen Medien- 
und Informationshinweisen Grundsatzbeiträge zum

entwicklungspolitischen Unterricht enthielten (vgl. Pädago­
gische Mitteilungen 1980. Pädagogische Mitteilungen 1984, 
PI-Mitteilungen 1988) und in hoher Auflage als quasi offi­
zielle Verlautbarungen allen Schulen zugingen.

Auf Initiative von UNESCO und der Abteilung „Politi­
sche Bildung“ im BMUK wurde 1980 der Unterrichtsversuch 
„Development Education“ gestartet. In Zusammenarbeit mit 
dem BMUK stellte der ÖIE den daran teilnehmenden Schu­
len - 1982 waren es 34, 1983 50 - kostenlose Beratung, 
Medienangebote und Referentenvermittlung zur Verfügung. 
Ziel dieses bundesweiten Unterrichtsversuchs war und ist 
das Lernen über die Dritte Welt und von der Dritten Welt in 
Form eines fächerübergreifenden Projektunterrichts, der in 
der Regel als Projektwoche am Schuljahresende durchge­
führt wird (vgl. EPN 9,10/80, S. 39 f.). Ergänzend dazu bie­
tet der ÖIE regelmäßig spezifische Animationsprogramme 
und extracurriculare Projekte für die Schulen an, in den Jah­
ren 1987 und 1988 beispielsweise einen ÖIE-Gruppen- 
bewerb „Total vernetzt", eine Ausstellung zum Angreifen 
und Mitmachen über „Kinder in Afrika - Afrika für Kinder" 
oder spezifische Initiativen zur Förderung von Schul­
partnerschaften (hierzu Pädagogisches Institut Wien 1988).

Seit 1981 ist der Arbeitsbereich Schule auch in der Lehrer­
fortbildung engagiert. Allein in den ersten eineinhalb Jah­
ren konnten bereits 23 Lehrerseminare veranstaltet werden 
- viele davon zum Themenbereich der Schwerpunktaktion 
„Hunger ist kein Schicksal" - an denen 750 Lehrer aller 
Fächer und Schultypen teilgenommen hatten (vgl., ÖIE 
1982, S. 12). 1990 wurden 35 Seminare angeboten. Die Leh­
rerfortbildung findet in Österreich weitgehend regional in 
den Pädagogischen Instituten, den berufspädagogischen In­
stituten und den religionspädagogischen Instituten statt. 
Nur wenige Veranstaltungen werden zentral vom BMUK 
durchgeführt (z.Zt. rund 30 pro Jahr). Die Lehrer- 
fortbildungsveranstaltungen des ÖIE finden in der Regel in 
Kooperation mit den Pädagogischen Instituten auf 
Bundesländerebene statt. Dabei ist es in Österreich durch­
aus üblich, daß die PIs ihre Veranstaltungsangeboie zusam­
men mit außerschulischen Parmern gestalten, so ist z.B. auch 
die Volkswirtschaf tliche Gesellschaft Partner der Pis. Da ist 
in Österreich keine Verpflichtung für die Lehrkräfte gibt, 
an Lehrerfortbildungsveranstaltungen teilzunehmen, ist die 
Quote der Lehrer, die regelmäßig entsprechende Veranstal­
tungen besuchen, auch recht gering; Hartmeyer schätzt sie 
auf ca 5%. Im Gesamtangebot der Pädagogischen Institute 
wiederum spielen die entwicklungsbezogenen Seminare, an 
denen zumeist der ÖIE beteiligt ist, nur eine untergeordne­
te Rolle. Beispielsweise waren von den ca. 110 Seminaren, 
die das PI der Stadl Wien im Schuljahr 1991/92 anbot, ge­
rade drei entwicklungspolitischen Fragen gewidmet.

Unter Beteiligung der Pädagogischen Institute in allen 
Bundesländern hat der ÖIE zudem 1990 mit dem „Lehr­
gang Entwicklungspolitik“ ein spezifischen pädagogisches 
Fortbildungsangebot initiiert. Der Lehrgang Entwicklungs­
politik. der mehrere Seminareinheiten zu didaktischen wie 
entwicklungspolitischen Fragen über zwei Jahre hinweg 
umfaßt, dient in erster Linie der entwicklungspädagogischen 
Qualifizierung von Lehrern und professionellen wie ehren­
amtlichen Multiplikatoren in der Bildungsarbeit. Schon der 
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erste Lehrgang fand mit 170 Anmeldungen bei nur 35 zur 
Verfügung stehenden Plätzen eine erstaunliche Resonanz. 
Er ist als Teil der offiziellen Lehrerfonbildung anerkannt, 
allerdings müssen die Lehrkräfte die Hälfte der Ausbildungs­
zeit in ihrer Freizeit wahrnehmen. Auch das Diplom, das 
der Lehrgang verleiht, wird bereits von einzelnen Aus- 
bildungsinstitutionen wie z.B. durch die Sozialakademie 

4 der Allgemeinbildenden Höheren Schulen, dort in den 
Fächern Geschichte und Sozialkunde, sowie Geographie und 
Wirtschaftskunde liegt, wohingegen für die Volksschule 
(Schuljahre 1-4) keine explizite Thematisierung der ,,Drit­
ten Weit'* zu belegen ist. Allerdings steht auch der Volks­
schulunterricht unter dem „Weltoffenheit“ erstrebenden Prin­
zip der „Politischen Bildung“ und spricht darüberhinaus

Wien als formale Qualifikation anerkannt.
In den Lehrplänen der Schulen haben entwicklungspoli- 

tische Themen in den achtziger Jahren insgesamt mehr ex­
plizite Berücksichtigung gefunden als in den siebziger Jah­
ren. Ausführliche Lehrplananalysen sind allerdings nicht 
bekannt. Braunstein legt dar. daß der Schwerpunkt 
entwicklungsländerbezogener Themen in den Klassen 3 und 

ausdrücklich das "interkulturelle Lernen österreichischer und 
ausländischer Kinder an". „Leider fehlt etwa im Bereich 
des Faches Religion oder in der rhythmisch-musikalischen 
Erziehung jeder weitere Bezug auf außereuropäische Kul­
turen“ (Braunstein 19X8, S. 5). Themen der AUS sind u.a. 
„Entkolonialisierung und Dritte Welt“: als Lernziele wer­
den „Erkennen wirtschaftlicher und machtpolitischer Inter­
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essen als Ursachen imperialistischer Expansion“ im Ge­
schichtsunterricht oder die ..Notwendigkeit und Problema­
tik von Entwicklungshilfe zu erkennen" im Geographie­
unterricht formuliert. Fächerübergreifende Themen­
schwerpunkte sind für die Oberstufe in der Verbindung von 
Geschichte und Geographie/Wirtschaflskunde auch zur 
„Dritten Welt" ausgewiesen (vgl. hierzu auch Moll 1982).

In Österreich wurden im Anschluß an den Erlaß zur poli­
tischen Bildung zwei weitere Unterrichtsprinzipien erlas­
sen, die am Rande auch Anküpfungspunkte zu globalen/ 
entwicklungspolitischen Themen eröffnen, so der Erlaß zur 
„Umwelterziehung in den Schulen" aus dem Jahr 1985 und 
der Erlaß zur „Ganzheitlich-kreativen Erziehung in den 
Schulen" 1990. In der österreichischen Schulpolitik waren 
1990 insgesamt 13 Unterrichtsprinzipien in Kraft. Der ÖIE 
ist seit einigen Jahren auch darum bemüht, ein Unterrichts­
prinzip „Entwicklungspolitik" durchzusetzen; eine entspre­
chende Forderung wurde beispielsweise auf dem vom ÖIE 
gemeinsam mit der Universität für Bildungswissenschaften 
Klagenfurt 1988 veranstalteten Symposium ,£niwicklungs- 
politische Bildungsarbeit" erhoben und auf der Wiener 
Enquete ."Entwicklungspolitik" 1990 bekräftigt Auf der 
Gesamtösterreichischen Entwicklungskonferenz 1991 wur­
de die Einführung eines Unterrichtsprinzips „Globales Ler- 
nen/Entwicklungspolitik“ empfohlen.

Die in den achtziger Jahren vollzogenen positiven Verän­
derungen im Schulbereich im Hinblick auf die entwicklungs­
politische Bildung läßt Christa Renoldner wie folgt zusam­
men:

Die Zahl der eurozentrischen Schulbuchtexte ist we­
sentlich geringer geworden;

- Das Thema ‘Dritte Weit' ist in den Lehrplänen stärker 
verankert, wenn auch noch vieles zu verbessern wäre:

- Unterrichtsprojekte zum Thema 'Dritte Welt’ gehören 
in den meisten Schulen zum Angebot der letzten 
Schulwochen;

- Das Angebot an didaktisch, methodisch und inhaltlich 
guten Unterrichtsmaterialien und-medien ist gewachsen;

- Die pädagogischen Institute aller Bundesländer bieten
Lehrerseminare zu entwicklungspolitischen Themen an;

- Das pädagogische Service des ÖIE gehört zu den be­
kanntesten und unangefochtensten Standbeinen des ÖIE“ 
(ÖIE 1989,o.S.)

Die Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit des ÖIE vermoch­
te innerhalb der österreichischen Bildungslandschaft eine 
erstaunliche Resonanz zu erzielen. Diesen Schluß legen 
zumindest zwei empirische Studien nahe, die zum einen 
1983 im Auftrag des ÖIE zur Evaluation der Arbeit des ÖIE 
(Kolland-Hutterer/Mikinovic 1984), zum anderen 1988 im 
Auftrag des Österreichischen Komitees für UNICEF und 
des BMUK (Ogris 1988) durchgeführt worden waren.

Zusammenfassung und Interpretation
Von einer konzeptionell wie institutionell profilierten und 

kontinuierlichen entwicklungspolitischen Bildungs- und 
Öffentlichkeitsarbeit kann man in Österreich erst seit Mitte 
der siebziger Jahre sprechen. Wichtige Daten hierfür sind 
die vom Bundeskanzleramt unterstützte Umorientierung der 
Aktivitäten des Österreichischen Jugendrates für Entwick­

lungshilfe von der Entsendung von Entwicklungshelfern zur 
Inlandsarbeit, die mit der Einrichtung eines entsprechen­
den Bildungsreferates ab 1974 ihren Ausdruck findet, so­
wie die Veröffentlichung mehrerer Bestandsaufnahmen der 
Öffentlichkeitsarbeit in Österreich, an die sich entsprechende 
Konzeptionsentwürfe anschlossen, durch Jäggle/Sibitz 1975 
und 1978. sowie durch Gabler 1977.

Selbstverständlich wurden auch schon vor diesem Zeit­
punkt entwicklungsländerbezogene Themen in Teilbereiche 
der österreichischen Öffentlichkeit hineingetragen. Maßgeb­
liche Initiativen hierfür waren von der Kirche, sowie von 
den Hochschulen ausgegangen. Bereits seit Ende der 
fünfziger Jahre gab es von einzelnen katholischen Verbän­
den durchgeführte regelmäßige Spendenkampagnen für die 
Dritte Welt, die jeweils von einer mehr oder weniger ober­
flächlichen Öffentlichkeitsarbeit begleitet waren. Bis Ende 
der siebziger Jahre ging die entwicklungspolitische Öffent­
lichkeitsarbeit der katholischen Hilfswerke und Verbände 
nahezu ausschließlich in der Spendenwerbung auf. Erst mit 
der 1980 veröffentlichten Erklärung „Entwicklungspolitik 
der katholischen Kirche“ formulierten die katholischen 
Hilfswerke zumindest verbal auch die politische Dimensi­
on ihres Handelns in der Weit und bestimmten zahlreiche 
von der Spendenwerbung abgegrenzte Aufgaben der Be­
wußtseinsbildung. Innerhalb der Hochschulen ist vor allem 
an die durch entsprechende Initiativen der Hochschülerschaft 
angeregte Empfehlung der Rektorenkonferenz aus dem Jahr 
1972 zu erinnern, die darauf zielte. Entwicklungsländer­
fragen eine breite Berücksichtigung im Lehrangebot der 
Hochschulen zu sichern. Über die Absicht hinaus, den Stu­
dierenden eine angemessene interdisziplinäre entwicklungs­
politische Qualifikation insbesondere für eine mögliche Be­
rufstätigkeit im Bereich der Entwicklungspolitik zu vermit­
teln, wurden aber auch zu diesem Zeitpunkt keine detail­
lierteren hochschuldidaktischen Ambitionen formuliert.

In den punktuellen Öfientlichkeitsaktionen der Katholi­
schen Kirche war es letztlich um die Mobilisierung von 
Spenden für die Unterstützung von Projekten kirchlicher 
Organisationen gegangen, zu welchem Zwecke vor allem 
die Präsentation von Not- und Elendsbildern und der Ap­
pell an Mitleid und Barmherzigkeit bemüht wurden. Pro­
grammatisch zielte demgegenüber die insbesondere vom 
ÖJR seil 1974 betriebene Öffentlichkeitsarbeit auf die Ver­
mittlung von "Entwicklungsverantwortung in der österrei­
chischen Bevölkerung" (Jäggle/Sibitz 1978, S. 2). die vor 
allem als kritische Loyalität gegenüber dem entwicklungs­
politischen Engagement des Staates gedeutet wurde. Das 
enlwicklungspolitische Leitziel eines ."partnerschaftlichen 
Verhältnisses zu den Entwicklungsländern" prägt seitdem 
nicht nur die Entwicklungshilfepolitik des Staates, sondern 
auch, wenngleich mit mittlerweile deutlich anders akzentu­
ierter Schwerpunktsetzung (Priorität entsprechender poli­
tisch-wirtschaftlicher Rahmenbedingungen in den Nord-Süd- 
Beziehungen gegenüber der Entwicklungshilfe) die Pro­
grammatik der nichtstaatlichen Bildungs- und Öffentlich- 
keitsarbeit. Der Staat. der seinerseits, auch nachdem die Ent­
wicklungshilfepolitik nach 1970 konzeptionell wie struktu­
rell klarer verankert wurde, keine eigene entwicklungs­
politische Öffentlichkeitsarbeit betrieb, förderte diese Be-
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Am Anfang stand ein Ende
Der »Österreichische Informationsdienst für Entwicklungspolitik« 
entstand vor 15 Jahren als Nachfolger des »Jugendrates«.

Gemeuchelmordet wurde er Ende Dezember 1978 im 14. Le­
bensjahr, der österreichische Jugendrat für Entwicklungshil­

fe. Ein halbes Jahr durfte die Entsorgung dauern. Die lästige, im­
mer wieder kränkelnde, von den Jugendorganisationen gegrün­
dete und verantwortete Entwicklungshilfe-Einrichtung sollte keine 
Zukunft mehr haben. Damit wäre es auch mit der Aktion „Jute 
statt Plastik“, die vielen noch heute in Erinnerung ist, vorbei ge­
wesen. Ab Herbst 1974 hatte sich der Jugendrat als Pionier ent­
wicklungspolitischer Informations- und Bildungsarbeit in Öster­
reich profiliert.

Vorgewarnt vom drohenden Absterben und zur Rettung des 
besten Stücks fanden sich bereits Anfang November 1978 sieben 
Proponenten bei der Vereinsbehörde ein, um die Gründung des 
österreichischen Informationsdienstes für Entwicklungspolitik 
anzuzeigen. In bunter und für Österreich wohl einmaliger Zu­
sammensetzung konnte schon im Jänner 1979 die Gründungsver­
sammlung des ÖIE stattfinden. Dieser Verein, gebildet aus Einzel­
mitgliedern, Jugend- und Entwicklungshilfeorganisationen, Solida- 
ritäts- und Aktionsgruppen, sollte ganz neue Wege gehen.

Im institutionenbewehrten Österreich war es eines der schwie­
rigsten Probleme, die Balance zu finden zwischen dem Anspruch 
der Einzelmitglieder und Mitarbeiterinnen auf Mit- und Selbst­
bestimmung und der Mitsprache der „tragenden Mitglieder“, wie 
die Gründungsorganisationen respektvoll tituliert wurden. Zwar 
verweigerten sich einige Große anfangs, doch spätestens als 
1988/89 ein beamteter Vertreter der „Mehr privat, weniger Staat“ 
Partei die Verstaatlichung der Entwicklungshilfe betrieb und dem 
ÖIE die Flügel gestutzt werden sollten, waren alle dabei. Binnen 
eines halben Jahres wurden damals die Subventionen um ein Drittel 
gekürzt und deshalb alle Mitarbeiterinnen gekündigt. Doch die 
Krise wurde zur Chance. Der öffentliche Protest brachte auch 
eine Verdoppelung der Mitgliederzahl.

Mit 1. Juli 1979 nahm der ÖIE die Arbeit auf. In Graz und Ei­
senstadt wurden die ersten Regionalstellen etabliert. Mit der Kam­
pagne „Hunger ist kein Schicksal - Hunger wird gemacht“ trat der 
ÖIE erstmals an die breite Öffentlichkeit, um bald darauf „Ent­
wicklung statt Rüstung“ zu fordern. Schließlich legte er den Men­
schen in Österreich Solidarisches Handeln ans Herz und forderte 
„Stimmen für den Regenwald“

Anfangs noch ein männderdominierter Verein, der über Quo­
tenregelung den Frauen die Mitsprache sichern mußte, sind heu­
te in Vorstand und Büro die Frauen in der Mehrheit. Wie unter­
schiedliche gesellschaftliche Gruppen der ÖIE an einem Tisch 
versammelt, zeigen die Nationalratsabgeordnete der Grünen Ma­
rijana Grandits, die Vizebürgermeisterin von Villach, M. Kircher- 
Khol, der Vizepräsident des Wiener Katholischen Familienver­
bandes Alfred Racek oder die Schriftsteller Erich Hackl und Chri­
stoph Ransmayr, die Aufbauarbeit im Vorstand und Zivildienerein­
satz im ÖIE verbanden. ♦ Martin Jäggle
Martin Jäggle ist Vorstandsmitglied der ersten Stunde und nach #$ Jahren immer 
noch in diesem Amt.

mühungen nichtstaatlicher Träger ideell wie 
finanziell. Bis heute ist die staatliche För­
derung der entwicklungspolitischen Öffent­
lichkeitsarbeit durch die Einschätzung ge­
leitet, daß „Entwicklungspolitik und Ent­
wicklungszusammenarbeit ... eine gesamt­
gesellschaftliche Aufgabe (sind), die nur un­
ter aktiver Beteiligung der österreichischen 
Öffentlichkeit erfüllt werden“ könne (BKA 
1991, S. 88).

Auch die Anfangs der siebziger Jahre ge­
gründeten Selbstbesteuerungsgruppen waren 
zunächst vor allem von dem Ziel einer quan­
titativ wie qualitativ verbesserten privaten 
wie staatlichen Entwicklungshilfe geleitet; 
Ende der siebziger Jahre entwickelte sich 
daraus eine enge Verknüpfung mit der ,A1- 
temativbewegung“, die vor allem einen 
Wandel in Lebensstil und Konsumverhalten 
der Österreicher anmahnte. Eine von allen 
bislang dargelegten Entwicklungslinien eher 
unabhängigen Strang der entwicklungs­
politischen Öffentlichkeitsarbeit begründe­
ten ebenfalls seit Beginn der siebziger Jahre 
die Solidaritätskomitees, die in der Öffent­
lichkeit um die ideelle wie materielle Un­
terstützung vor allem von (linken) Befrei­
ungsbewegungen und Reformregierungen in 
der Dritten Well warben.

Mit der Gründung des ÖIE erfuhr die 
entwicklungspolitische Bildungs- und Öf­
fentlichkeitsarbeit eine deutliche Expansi­
on, die mit einer Erweiterung und Aus­
differenzierung der Zielgruppen und Arbeits­
bereiche einhergeht. Trotz einer völlig neu­
en strukturellen Verankerung markierte die 
ÖIE-Gründung allerdings keinen radikalen 
Neuanfang; der ÖIE schließt vielmehr recht 
bruchlos an die vom ÖJR in dessen letzten 
Jahren angelegtes Spektrum der Bildungs­
arbeit an. Dem ÖIE gelang es bis 1990 sei­
ne Basis wie seine Zielgruppen über den 
engen Bereich der „Dritte-Welt-Szene“ hin­
aus wesentlich zu erweitern. Neben Aktivi­
täten in der weitgehend zielgruppenun­
spezifischen allgemeinen Kampagnen-Ar- 
beit wurden nicht nur die Aktionsgruppen, 
sondern auch Jugend- und Erwachsenen­
organisationen, das staatliche Bildungswe­
sen. Hochschulen. Lehrerfortbildung etc. 
bedient. Defizitär sind dagegen u.a. die Zu­
sammenarbeit mit Erwachsenenbildungs­
einrichtungen, insbesondere der gewerk­
schaftlichen Bildungsarbeit, sowie mit den 
Massenmedien. In den Themen der ÖIE-Bil- 
dungsarbeit ist ein deutlicher Trend hin zu 
Fragen zu beobachten, die nicht nur mit der 
„Dritten Welt“ zu tun haben, sondern unmit­
telbare Bezüge zur österreichischen Wirk-
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lichkeit herzustellen erlauben. Blieb die Erläuterung eines 
Zusammenhanges zwischen Nord und Süd z.B. in der Hun­
ger-Kampagne noch recht pauschal (und z.B. überhaupt nicht 
mit der spezifischen Situation der österreichischen Bauern 
vermittelt), so benennen beispielsweise die Kritik der öster­
reichischen Rüstungsexportpolitik und des Pestizidhandels, 
sowie der Aufbau kommunaler Klimabündnisse oder Akti­
vitäten gegen die Verwendung tropischer Hölzer Brennpunk­
te mit innenpolitischem Konfliktpotential. Entsprechende 
Konflikte blieben demgemäß auch nicht aus. Seil dem Ende 
der SPÖ-Alleinregierung und dem Rücktritt Kreiskys wur­
de das Verhältnis zwischen ÖIE und Regierung ohnehin et­
was abgekühlt. Der ÖIE muß. wenngleich seine Arbeit von 
allen gesellschaftlichen Kräften anerkannt wird, vor allem 
seit der ..Wende“ in der österreichischen Entwicklungspolitik 
Ende der achtziger Jahre und der daraus resultierenden Kri­
se des ÖIE 1988/1989 immer wieder neu um seine öffentli­
che Legitimation ringen.

lin Schatten der deutlichen und zumindest anfangs auch 
staatlich erwünschten dominanten Position des ÖIE in der 
Bildungsarbeit haben sich eine Reihe weiterer vom ÖIE 
unabhängiger Aktivitäten in der Bildungs- und Öffentlich­
keitsarbeit bewahrt bzw. entfaltet. Hier ist vor allem die 
Bildungsarbeit der katholischen Organisationen zu nennen, 
die z.T. auf der Grundlage der genannten Grundsaupapiere 
von 1980 und 1983 eine dezidierte Bewußtseinsbildung 
betreiben, die sich inhaltlich wie konzeptionell der „ÖIE- 
Linie" annähert, zu einem großen Teil allerdings auch nach 
wie vor ihre althergebrachten Formen der Spenden­
kampagnen und der missionarischen Bildungsarbeit tradie­
ren. Ihr Einfluß auf die tendenziell eher konservativen ka­
tholischen Laienbewegungen ist nach wie vor sehr groß, 
zumal cs sich dabei um eine Klientel handelt, die von der 
Arbeit des ÖIE kaum erreicht werden dürfte. Ungleich- 
zeitigkeiten in der entwicklungspolitischen Bildungsarbeit 
in Österreich sind also nicht zu übersehen, sie verlaufen vor 
allem entlang der nach wie vor spannungsreichen Differenz 
„kirchlich“ - „nichtkirchlich", die ihrerseits auch eng mit 
der parteipolitischen Orientierung an ÖVP auf der einen, 
und SPÖ aul der anderen Seile verwoben ist.

Im internationalen Vergleich der westlichen Industriestaa­
ten wird vereinzelt die Nachzüglerrolle von Entwicklungs­
politik und entwicklungspolitischer Bildungs- und Öffent­
lichkeitsarbeit in Österreich hervorgehoben. Im Hinblick auf 
den früheren Take-Off der institutionalisierten entwicklungs­
politischen Bildung in der Bundesrepublik Deutschland (die 
ihrerseits gegenüber Niederlanden und Schweden eher ei­
nen „Time-Lag" aufweisen dürfte) in der ersten Hälfte der 
siebziger Jahre kann dies nach den vorliegenden Ausfüh­
rungen durchaus in diesem Punkt bestätigt werden. Das 
Urteil von Höll allerdings, der davon ausgeht, daß „in Öster­
reich (...) das politische Engagement für die Nord-Süd-Pro­
blematik auf breiter Ebene im Vergleich mit den anderen 
Geberstaaten des DAC um etwa zehn Jahre verspätet einge­
setzt" habe (Höll 1986. S. 124) ist, was die angegebene 
Zeitspanne anbelangt. weit überzogen, zumal er den Be­
ginn einer breiten entwicklungspolitischen Bildungstätigkeil 
in Österreich erst mit der Gründung des ÖIE im Jahr 1979 
ansetzt.

Im Vergleich zur Struktur der entwicklungspolitischen 
Biidungs- und Öffentlichkeitsarbeit in der BRD unterschei­
det sich die entsprechende Struktur in Österreich vor allem 
hinsichtlich

- der Existenz einer zentralen Institution der Bildungs­
und Öffentlichkeitsarbeit, die die Aktivitäten in diesem 
Bereich weitgehend zu bündeln vermag und sich zudem auf 
die Kooperation des größten Teils der in Österreich ün Be­
reich der Entwicklungszusammenarbeit tätigen Organisa­
tionen stützen kann

- dem seit 1974 ersichtlichen und betriebenen Interesse 
des Staates am Aufbau und der Unterstützung einer solchen 
Struktur nichtstaatlicher Träger

- der engen Zusammenarbeit der Träger entwicklungs­
politischer Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit mit staatli­
chen Stellen, insbesondere die Kooperation mit Institutio­
nen des Bildungswesens

Alle drei genannten strukturellen Besonderheiten sind auf 
dem Hintergrund der Spezifika der österreichischen politi­
schen Kultur zu sehen. Von Politikwissenschaftlern wurde 
zur Beschreibung der politischen Kultur Österreichs oftmals 
das Bild einer „versäulten Konkordanzdcmokratic“ ge­
braucht. Sie zeichnet sich durch die außerordentlich stabile 
Aufspaltung der politischen Zugehörigkeit der Österreicher 
in zwei Lagerparteien aus, die wiederum eng zusammen­
hängt mit der Klassenzugehörigkeit zum Unternehmerlager 
auf der einen, zur Arbeitnehmerlager auf der anderen, bei 
gleichzeitigem übergreifenden sozialpartnerschafltlichem 
Konsens. Trotz der Polarität der politischen Positionen ist 
damit das Konfliktpotential streng reguliert, die Orientie­
rung an sozialpartnerschaftlicher Harmonie und der „insti­
tutionalisierte Konsenszwang" (Dermutz/Gstettner 1981, S. 
168) dämpfen eine öffentliche Streitkultur. Verbunden mit 
diesem zumindest bis Anfang der achtziger Jahre hyper­
stabilen System ist eine geringe politische Partizipation der 
Bevölkerung außerhalb der von den Parteihierarchien do­
minierten Meinungsbildungs- und Entscheidungsstrukturen 
zu konstatieren. Allerdings wird seil Anfang der achtziger 
Jahre ein Umbruch in der politischen Kultur Österreichs be­
obachtet, der sich an der Oberfläche als Ende der Zwei- 
parteien-Demokratie äußert, strukturell aber einhergeht mit 
einem sozialen Strukturwandel, der zur Schrumpfung der 
klassischen sozialen Basis der beiden Lager führt, der ideo­
logischen Öffnung der Großparteien, sowie der Entwick­
lung neuer Formen politischer Partizipation im Kontext der 
neuen sozialen Bewegungen (vgl. hierzu Plasser/Ulram/ 
Grausgruber 1983).

Auf diesem Hintergrund ist auch eher verständlich, wes­
halb die für die Konzeption der entwicklungspolitischen 
Bildungsarbeit so wichtig gewordenen Studien in der zwei­
ten Hälfte der siebziger Jahre die besondere Erwartungen 
an den Staat formulierten, die entwicklungspolitische Öf­
fentlichkeitsarbeit „von oben“ voranzutreiben. Zwar beton­
ten Jäggle/Sibitz. daß die "Basis der Öffentlichkeitsarbeit’ 
(...) nur die Tätigkeit verschiedenster Aktionsgruppen sein 
kann” (Jäggle/Sibitz 1978, S. 3), gleichzeitig wurde aber 
vorausgesetzt, daß „in Österreich eine stärkere politische 
Partizipation der Masse am politischen Geschehen nicht 
erwartet werden kann, falls diese nicht von oben’ dazu an-
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geregt wird“ (Gabler 1977, S. 198). Eine koordinierte Ani­
mation von oben mit zusätzlicher Mobilisierung und Unter­
stützung der Basisgruppen wird in jenen Jahren als Strate­
gie für die Öffentlichkeitsarbeit „Dritte Welt“ empfohlen 
und spätestens mit der Gründung des ÖIE auch entsprechend 
umgesetzt.

Als Vermittler zwischen staatlichen und nichtstaatlichen 
Interessen (vgl. ÖIE 1989) ist es dem ÖIE auch in einer 
Weise gelungen, wie dies in dieser Breite in der BRD ohne 
Beispiel ist, Kooperationen mit Einrichtungen des staatli­
chen Bildungswesens einzugehen, denen letztendlich im­
mer auch die Unterstützung des BMUK zugrundeliegt. Bei­
spiele wie die schnelle und unkomplizierte Aneignung der 
ÖH-Vorschläge zur Entwicklungspolitik an Universitäten 
durch die Rektorenkonferenz im Jahr 1972 oder das „Pro­
jekt Lernfeld Dritte Welt“ des ÖJR in Zusammenarbeit mit 
dem BMUK 1978 zeigen, daß diese Offenheit für Koopera­
tionen im Bildungsbereich nicht nur auf die Zeil der Ö1E- 
Aktivitäten beschränkt ist. Gleichwohl darf der Einfluß des 
ÖIE auf das staatliche Bildungswesens nicht überschätzt 
werden. Zwar scheint die Bereitschaft für extracurriculare 
entwicklungspädagogische Aktivitäten bei der Lehrerschaft 
recht groß zu sein, sie werden auch durch die Schulverwal­
tung entsprechend gefördert, die explizite Verankerung des 
Lernbereichs Dritte Welt ist an österreichischen Schulen 
allerdings recht marginal geblieben. Ohnehin sind die inno­
vativen Ansätze zu einer Bildungsreform in den späten 
Siebzigern - die u.a. in Schulversuchen, Gesamtschulgrün­
dungen und dem Erlaß zur politischen Bildung 1978 zum 
Ausdruck kamen - zu Beginn der achtziger Jahre wieder 
abgeklungen und machen seitdem einem neuen „bildungs­
politischen Konservatismus" Platz (vgl. Dermutz/Gsteitner 
1991). Auch für die zukünftige Bildungsplanung sind zu­
nächst keine Innovationen in Richtung auf ein weltoffeneres, 
multikulturelles, globales Lernen, wie vom ÖIE intendiert, 
zu erwarten. Eine von ihrer Aufgabenstellung her mit dem 
Bericht der Enquete-Kommission „Bildung 2000“ in der 
BRD und der Expertise "Bildung in der Schweiz von mor­
gen" vergleichbare Prospektivstudie für das österreichische 
Bildungswesen unter dem Titel „Qualifikation 2000“ (Bei­
rat für Wirtschafts- und Sozialfragen 1989) läßt beispiels­
weise pädagogische Antworten auf die globale Herausfor- 
derung völlig vermissen. Daher ist zahlreichen in der 
entwicklungspolitischen Bildungsarbeit österreichsAktiven 
in jüngster Zeit auch daran gelegen, nicht nur entsprechen­
de Service-Angebote in das Bildungswesen einzubringen, 
sondern darüberhinaus Impulse für eine Reform der bil­
dungspolitischen Rahmenbedingungen zu geben. Leitvor- 
stellung ist dabei neuerdings nicht mehr die Tradition der 
„entwicklungspolitischen Bildung“, als vielmehr - in deut­
licher Konvergenz zum Umbruch der entwicklungs­
bezogenen Bildung in Deutschland - die umfassendere Idee 
eines „globalen Lernens“, deren Programmatik freilich noch 
längst nicht ausgearbeitet ist.

Anmerkung: Diese Ausführungen stützen sich auf die 
Auswertung der angegebenen Literatur, auf die Einsichtna­
hme in z.T. unveröffentlichte Dokumente in den Archiven 
des Österreichischen Informationsdienstes für Entwicklungs­
politik ÖIE/Wien. sowie auf Gespräche u.a. mit Veronika

Prasch/Bildungsreferat des ÖIE. Helmuth Hartmeyer/Ge- 
schäftsführer des ÖIE (bis 1993) und Prof. Dr. Martin Jäggle/ 
Religionspädagogischc Akademie Wien. Archivarbeit und 
Interviews wurden im April 1992 in Wien durchgeführt.
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